
Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 8. Juli 2009

1146. Teilrevision Kantonsratsgesetz (verstärkter Einbezug 
des Kantonsrates im Bereich der Aussenbeziehungen, Vorlage 4319: 
Ergänzung um den Bereich der Information und Überarbeitung 
der Vorschläge zu Mitwirkung und Einbezug des Kantonsrates 
in die Aussenbeziehungen, Konzept)

A. Ausgangslage

Mit Bericht und Antrag vom 17. Mai 2006 (Vorlage 4319, ABl 2006,
506–531) schlug der Regierungsrat dem Kantonsrat drei Instrumente
zum verstärkten Einbezug des Kantonsrates in die Aussenbeziehungen
des Kantons vor. Er schematisierte dabei die Verhandlungen, wie sie
 typischerweise bei der Ausarbeitung eines interkantonalen Vertrags an-
zutreffen sind, und teilte sie in drei Phasen ein, denen er je ein neues
parlamentarisches Instrument zuordnete (ABl 2006, 523 ff.):
– Phase der strategischen Planung: Recht des Kantonsrates, Erklärun-

gen zu den Aussenbeziehungen des Kantons abzugeben,
– Phase der bereichsspezifischen Planung: Antragsrecht des Kantons-

rates in Form einer allgemeinen Anregung, Verhandlungen über den
Abschluss oder die Änderung eines interkantonalen Vertrags aufzu-
nehmen,

– Phase der eigentlichen Vertragsverhandlungen: Konsultationsrechte
des Kantonsrates zum Verhandlungsmandat und zum Vernehmlas-
sungstext im Rahmen der Erarbeitung der kantonalen Vernehmlas-
sung zum Vertragsentwurf, der durch eine Fachdirektorenkonferenz
vorgeschlagen wird.
Die Vorschläge des Regierungsrates beruhten auf einem Vergleich

einschlägiger Regelungen in anderen Kantonen und im Bund (ABl 2006,
517 ff.) sowie auf einer kurzen Analyse der bestehenden parlamentari-
schen Instrumente im Bereich der Aussenbeziehungen (ABl 2006, 514 f.).
In der Einleitung zur Vorlage 4319 wurde sodann das bemängelte Demo-
kratie- und Legitimationsdefizit dargelegt (ABl 2006, 513 f.) sowie die
Ausgangslage zur Entwicklung im Bereich der interkantonalen Verein-
barungen geschildert (ABl 2006, 506 ff.), insbesondere mit Bezug zur
NFA (ABl 2006, 515 f.) und mit Blick auf die Fachdirektorenkonferen-
zen (ABl 2006, 507 f.).

Der Kantonsrat stimmte den Vorschlägen des Regierungsrates zu und
verabschiedete die Vorlage 4319 am 24. September 2007. Der Regie-
rungsrat betrachtete in der Folge die Vorlage 4319 als Grobkonzept
zum Erlass der erforderlichen gesetzlichen Grundlagen zur Festlegung
des verstärkten Einbezugs des Kantonsrates in die Aussenbeziehungen.
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B. Ergänzungen der Vorlage 4319: Konzeptionelle Erweiterung 
auf den Bereich der Information

I. Bedeutung der Information für die Mitwirkung
Bisher zu wenig berücksichtigt wurde der Gesichtspunkt der Infor-

mation des Kantonsrates, obwohl zwischen der Information und der
Mitwirkung ein enger Zusammenhang besteht: Die Mitwirkung des
Kantonsrates im Bereich der Aussenbeziehungen setzt voraus, dass er in
diesem Bereich hinreichend informiert ist. Bereits in der Diskussion im
Verfassungsrat wurde betont, dass Voraussetzung für eine verstärkte
Mitwirkung des Kantonsrates bei den Aussenbeziehungen ein gewisser
Kenntnisstand und damit auch ein gewisses Mass an Information sei
(vgl. Prot. Plenum, S. 846). Zudem wurde darauf hingewiesen, dass sich
diese Informationspflicht nicht nur auf Mitwirkungsrechte des Kantons-
rates bei der Aushandlung von interkantonalen und internationalen
Verträgen beziehen könne, sondern grundsätzlich auf den gesamten Be-
reich der Aussenbeziehungen, also etwa auch auf die Tätigkeiten der
Fach- und Regionaldirektorenkonferenzen (vgl. Prot. Plenum, S. 847 und
852 ff.).

Der Regierungsrat hat die Bedeutung des Zusammenhangs zwischen
Information und Mitwirkung erkannt: Im Bericht zur Strategie der Aus-
senbeziehungen, den er am 22. August 2007 verabschiedet hat, wird das
Zusammenwirken von Information und Mitwirkungsrechten zum stra-
tegischen Schwerpunkt erhoben (S. 23, Sicherstellung der Information
und des Einbezugs des Kantonsrates in die Aussenbeziehungen).

Nach dem Gesagten drängt es sich auf, die Vorlage 4319 als Konzept
zur Erarbeitung der gesetzlichen Grundlage für eine verstärkte Mitwir-
kung des Kantonsrates bei den Aussenbeziehungen des Kantons um
den Bereich der Information zu ergänzen.

II. Verfassungsrechtliche und gesetzliche Grundlagen 
des Informationsanspruchs

Der Kanton Zürich ist mit Gesetz vom 12. Februar 2007 (LS 615) der
Rahmenvereinbarung für die interkantonale Zusammenarbeit mit Las -
tenausgleich vom 24. Juni 2005 (IRV) beigetreten. Art. 4 Abs. 1 IRV ver-
pflichtet die Kantonsregierungen, die kantonalen Parlamente rechtzei-
tig und umfassend über bestehende oder beabsichtigte Vereinbarungen
im Bereich der interkantonalen Zusammenarbeit mit Lastenausgleich
zu informieren.

Gemäss Art. 4 Abs. 2 IRV regelt «im Übrigen» das kantonale Recht
die Mitwirkungsrechte der Parlamente. Im Kanton Zürich kommt damit
Art. 69 Abs. 2 der Kantonsverfassung vom 27. Februar 2005 (KV; 
LS 101) zum Tragen, wonach der Regierungsrat «die zuständige Kom-
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mission des Kantonsrates laufend und umfassend über Vorhaben der
 interkantonalen und internationalen Zusammenarbeit» informiert. In
sachlicher Hinsicht ist der Anwendungsbereich von Art. 69 Abs. 2 KV
umfassender als Art. 4 Abs. 2 IRV, da sich die Bestimmung nicht nur auf
den Bereich des Lastenausgleichs, sondern ganz allgemein auf die inter-
kantonale und internationale Zusammenarbeit bezieht. Beim Umfang
der Information ist grundsätzlich kein Unterschied auszumachen, da
beide Bestimmungen eine umfassende Informationspflicht vorsehen.
Bezüglich des Zeitpunkts der Information geht Art. 69 Abs. 2 KV aber
wiederum weiter als Art. 4 Abs. 1 IRV. Während das kantonale Recht
eine «laufende» Information vorsieht, verlangt die Rahmenvereinba-
rung lediglich eine «rechtzeitige» Information. Art. 4 Abs. 1 IRV wird
daher vom Anwendungsbereich von Art. 69 Abs. 2 KV vollumfänglich
erfasst und hat insofern im innerkantonalen Bereich keine eigenstän -
dige Bedeutung.

Art. 71 Abs. 1 lit. g KV bestimmt, dass sich der Regierungsrat im Hin-
blick auf aussenpolitische Entscheide des Bundes äussert und seine
Stellungnahme dem Kantonsrat mitteilt. In aussenpolitische Entscheide
des Bundes ist der Regierungsrat insbesondere dann einbezogen, wenn
die Zuständigkeit des Kantons betroffen ist oder seine wesentlichen
 Interessen berührt sind (Art. 55 Bundesverfassung vom 18. April 1999,
BV [SR 101], in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 Bundesgesetz vom 22. De-
zember 1999 über die Mitwirkung der Kantone an der Aussenpolitik
des Bundes, BGMK [SR 138.1]). Nach Art. 1 Abs. 2 BGMK sind wesent-
liche Interessen des Kantons namentlich dann berührt, wenn die Aus-
senpolitik des Bundes wichtige Vollzugsaufgaben des Kantons betrifft.
Davon ausgehend, dass Art. 69 Abs. 2 KV die Informationspflicht des
Regierungsrates für den gesamten Bereich der Aussenbeziehungen
 erfasst (lex  generalis), bildet Art. 71 Abs. 1 lit. g KV eine Sondernorm
für das Informationsbedürfnis des Kantonsrates im Bereich der kanto-
nalen Mit wirkung bei den Aussenbeziehungen des Bundes (vertikale
Ebene, vgl. hinten Ziffer B.II.1.1, ebenso Häner in: Häner/Rüssli/
Schwarzenbach, Kommentar zur Zürcher Kantonsverfassung, N. 8 zu
Art. 71).

Eine weitere Bestimmung zur Information des Kantonsrates durch
den Regierungsrat im Bereich der Aussenbeziehungen enthält § 7 Abs. 4
des Gesetzes über die Organisation des Regierungsrates und der kanto-
nalen Verwaltung vom 6. Juni 2005 (OG RR; LS 172.1). Die Bestim-
mung regelt indes nur ganz allgemein, dass «der Regierungsrat (…) den
Kantonsrat über die Aussenbeziehungen» informiert. Da die Regelung
nicht über die zitierten Verfassungsnormen hinausgeht und diese auch
nicht konkretisiert, kann sie im Zuge der Regelung des verstärkten Ein-
bezugs des Kantonsrates in die Aussenbeziehungen des Kantons ersatz-
los gestrichen werden. Nachfolgend (vgl. Ziff. B.II.3.2) wird noch zu
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 klären sein, ob aus den im Gesetz über die Information und den Daten-
schutz vom 12. Februar 2007 (IDG, LS 170.4) geregelten allgemeinen
Informationspflichten des Regierungsrates auch für den vorliegenden
Zusammenhang massgebliche, spezifische Informationsansprüche des
Kantonsrates abgeleitet werden können.

III. Rechtsvergleich zum Informationsanspruch

1. Vorbemerkung
Der nachfolgende Rechtsvergleich mit Regelungen des Bundes und

anderer Kantone bezieht sich auf das Informationsrecht des Parlaments
zu den Aussenbeziehungen. Der entsprechende Vergleich zur Regelung
der parlamentarischen Mitwirkungsrechte im Bereich der Aussenbezie-
hungen erfolgte bereits in der Vorlage 4319 (ABl 2006, 518 ff.).

2. Regelungen im Bund
Die Bundesverfassung weist dem Bundesrat die Hauptverantwor-

tung für die Besorgung der auswärtigen Angelegenheiten zu, unter Wah-
rung der Mitwirkungsrechte der Bundesversammlung (Art. 184 Abs. 1
BV). Regierung und Parlament sind damit im Bereich der Aussenbezie-
hungen bereits aufgrund der verfassungsrechtlichen Regelung zu stän-
diger Kooperation und Koordination verpflichtet. Auf Bundesebene
wird dies durch das Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 über die
Bundesversammlung (ParlG; SR 171.10) konkretisiert. Dieses umschreibt
in Art. 152 ParlG die Informations- und Konsultationspflichten des Bun-
desrates im Bereich der Aussenbeziehungen. Gemäss Art. 152 Abs. 2
ParlG hat der Bundesrat die Ratspräsidien und die für die Aussenpoli-
tik zuständigen Kommissionen regelmässig, frühzeitig und umfassend
über wichtige aussenpolitische Entwicklungen zu informieren. Nach
Art. 152 Abs. 5 ParlG können die für die Aussenpolitik zuständigen
Kommis sionen oder andere zuständige Kommissionen vom Bundesrat
ver langen, dass er sie informiert oder konsultiert.

In der Praxis (nach Auskunft EDA, BK und Sekretariat APK) erfolgt
die Information der aussenpolitischen Kommissionen des National-
und des Ständerates in Form von regelmässigen Traktanden (sogenann-
te drei Aktualitäten: Informationen aus dem EDA, aus dem EVD und
Informationen über europapolitische Themen) in den Kommissionssit-
zungen (in der Regel vierteljährlich) mit dem nach seinem Aufgabenbe-
reich zuständigen Mitglied des Bundesrates. Die Informationspflicht
wird für den Bundesrat zwar wie für den Regierungsrat in Zürich als
Bringschuld verstanden. Beim Bund wird dies jedoch so gehandhabt,
dass die Themen in der Regel auf der Grundlage von Art. 152 Abs. 5
ParlG von den Kommissionen initiiert werden (die Kommissionsmit-
glieder melden die Themen) und sich der Bundesrat zur Verfügung hält.
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Eine Information aus anderen Bereichen als den drei Aktualitäten er-
folgt ad hoc und lediglich bei entsprechendem Bedürfnis der APK.

Die Information erfolgte bis vor Kurzem stets mündlich und in der
Regel durch die Departementsvorsteherin oder den Departementsvor-
steher und nur ausnahmsweise durch die Verwaltung. Neuerdings wird –
um in der jeweiligen Sitzung Zeit zu sparen – von den Departementen
zu den von den Kommissionspräsidien angeregten Themen vorgängig
eine schriftliche Information verlangt. In den Sitzungen werden dann
nur noch Ergänzungsfragen gestellt.

Die Informationen bleiben in der Kommission, es folgt keine Weiter-
leitung an die Räte. Für deren Information sind andere Möglichkeiten
wie etwa die Fragestunde oder die parlamentarische Interpellation vor-
gesehen. Im Allgemeinen wird die Information durch den Bundesrat als
grosszügig empfunden.

Die Parlamentsdienste bereiten im Bereich der Aussenpolitik keine
(allgemein verfügbaren) Informationen auf. Es werden auch keine
Newsletter produziert. Den Präsidentinnen bzw. Präsidenten der aus-
senpolitischen Kommissionen des National- und des Ständerates wird
aber gestützt auf Art. 152 Abs. 2 ParlG zweimal jährlich ein Inventar der
aussenpolitischen Aktivitäten der Departemente zugestellt. Zu erwäh-
nen sind auch die wiederkehrenden Berichte des Bundesrates an die
aussenpolitischen Kommissionen wie z. B. der Bericht über das Verhält-
nis der Schweiz zur Uno, zur Friedensförderung, zur Zusammenarbeit
mit den Ländern Osteuropas, der Aussenwirtschaft usw.).

3. Regelungen in den Kantonen
Bei den Kantonen werden nur solche betrachtet, deren Rechtsord-

nung spezifische Bestimmungen zur Information des Parlaments durch
die Exekutive enthalten, die für eine Regelung im Kanton Zürich von
Interesse sein könnten.

Im Kanton Luzern erteilte der Grosse Rat dem Regierungsrat den
Auftrag, eine gesetzliche Grundlage für eine bessere Beteiligung des
Parlaments im Bereich der Aussenbeziehungen zu schaffen. Der Regie-
rungsrat stellte in der Folge am 9. November 2004 einen Entwurf zur
Änderung des Grossratsgesetzes (E-GRG) vor. Nach § 80c Abs. 1 E-GRG
informiert der Regierungsrat die zuständige Kommission regelmässig
über wichtige interkantonale Entwicklungen, über seine Absichten be-
züglich der Aufnahme von Verhandlungen mit andern Kantonen und
über deren Verlauf.

Am 28. Januar 2004 stimmte der Kantonsrat des Kantons Zug im
Nachgang zu einer Motion zur «Demokratisierung interkantonaler Ver-
einbarungen» der Schaffung einer Konkordatskommission zu und er-
gänzte seine Geschäftsordnung. Gemäss § 19bis Abs. 2a dieser Geschäfts-
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ordnung umfasst die Mitwirkung bei Konkordaten namentlich das
Recht gegenüber dem Regierungsrat auf ständige Informationen über
den Gang der Verhandlungen.

Die Information des Kantonsrates wird auch im Kanton Uri als Vo -
raussetzung für eine Mitwirkung des Parlaments bei den Aussenbezie-
hungen betrachtet. Nach der neuen Bestimmung von Art. 36 Abs. 1 des
Organisationsgesetzes informiert das zuständige Regierungsmitglied
ohne das Erfordernis eines direkten Bezugs zu einem konkreten Ver-
trag die zuständige Sachkommission regelmässig über wichtige inter-
kantonale Entwicklungen.

Die Westschweizer Kantone Freiburg, Genf, Jura, Neuenburg, Waadt
und Wallis haben das Verhältnis zwischen Exekutive und Parlament für
den Bereich der Aussenbeziehungen unter anderem in der Vereinba-
rung über die Aushandlung, Ratifikation, Ausführung und Änderung
der interkantonalen Verträge und Vereinbarungen der Kantone mit dem
Ausland vom 9. März 2001 geregelt (Convention). Nach Art. 3 Abs. 1 der
Convention haben die Regierungen der Mitgliedskantone ihre Parla-
mente regelmässig über ihre Aussenpolitik zu informieren. Dazu wird
der zuständigen parlamentarischen Kommission (in allen Mitgliedskan-
tonen eine ständige Kommission für Aussenbeziehungen) ein Bericht
zur Prüfung unterbreitet. Die Kommission hört die Regierung gemäss
Art. 3 Abs. 2 der Convention an, sammelt die nötigen Informationen
und unterbreitet dann den Bericht dem Parlament zur Kenntnisnahme.
Über den Fortgang der Verhandlungen muss die Regierung nach Art. 4
Abs. 3 der Convention nicht mehr das Parlament, sondern nur noch die
Kommission informieren.

IV. Regelungsbedarf

1. Abgrenzungen
Ein Informationsbedürfnis des Kantonsrates besteht sowohl im Zu-

sammenhang mit Vorhaben der interkantonalen und internationalen
Zusammenarbeit (horizontale Ebene), als auch im Rahmen der Mitwir-
kung des Kantons an der Vorbereitung aussenpolitischer Entscheide
des Bundes, die Auswirkungen auf die Kantone haben (vertikale
Ebene). Zwar kann auch dort, wo die Aushandlung eines internationa-
len Vertrags durch den Bund erfolgt, eine Materie betroffen sein, die in
die Legislativkompetenz der Kantone und damit der kantonalen Parla-
mente fällt. Im Gegensatz zum Verfahren bei der Aushandlung inter-
kantonaler Verträge ist hier aber wegen der federführenden höheren
Staatsebene eine eigentliche Mitwirkung der kantonalen Parlamente
nicht denkbar (die Mitwirkung erfolgt hier häufig über eine konsoli-
dierte Stellungnahme der KdK). Der Einbezug der vertikalen Ebene
beschränkt sich daher im vorliegenden Konzept auf den Bereich der In-
formation.
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2. Umfang des Informationsanspruchs
Art. 69 Abs. 2 KV verlangt eine umfassende Information des Kan-

tonsrates über Vorhaben der interkantonalen und internationalen Zu-
sammenarbeit. Dazu gehört nicht nur die Information über laufende
Vertragsverhandlungen, sondern auch jene über die Zusammenarbeit
ausserhalb konkreter Vertragsverhandlungen, etwa zu Vorhaben im Rah-
men von Fachdirektoren- oder Regierungskonferenzen. Dabei spielt es
keine Rolle, ob solche Vorhaben vom Regierungsrat initiiert wurden
oder werden sollten oder nicht (ebenso Häner, Kommentar KV, N. 16 ff.
zu Art. 69; so auch die Voten im Verfassungsrat, vgl. Prot. Plenum S. 847).

Trotz dieser umfassenden allgemeinen Informationspflicht ist es un-
erlässlich, dass der Regierungsrat eine gewisse Gewichtung der Infor-
mation vornimmt und sich bei weniger wichtigen Geschäften mit Hin-
weisen begnügt.

Beim Konsultationsrecht des Kantonsrates zum Verhandlungsman-
dat und zum Vertragstext im Rahmen der Erarbeitung der kantonalen
Vernehmlassung zum Entwurf eines interkantonalen Vertrags handelt
es sich um einen spezifischen Informationsanspruch (vgl. ABl 2006, 
526 ff.). Zu beachten ist allerdings, dass sich der den Mitwirkungsrech-
ten innewohnende Informationsanspruch des Kantonsrates auf solche
interkantonale und internationale Verträge beschränkt, die der Geneh-
migung durch den Kantonsrat bedürfen. Die im vorliegenden Zusam-
menhang zu regelnde allgemeine Information unterliegt keiner solchen
Einschränkung.

3. Zeitpunkt der Information
In zeitlicher Hinsicht hat die Information nach Art. 69 Abs. 2 KV lau-

fend zu erfolgen. Im Vordergrund steht hier eine gewisse Kontinuität,
die es dem Kantonsrat insbesondere erlaubt, seine Mitwirkungsrechte
wahrzunehmen (ebenso Häner, Kommentar KV, N. 1 zu Art. 69).

Zu unterscheiden ist dabei zwischen allgemeiner und spezifischer In-
formation. Während Letztere an einen konkreten Anlass gebunden ist,
steht die allgemeine Information nicht im Zusammenhang mit einem
konkreten Vorhaben wie etwa die Aufnahme von Vertragsverhandlun-
gen. Sie dient dazu, dem Kantonsrat eine Wissensgrundlage zu verschaf-
fen, die es erlaubt, spezifische Informationen richtig einzuordnen und in
den erforderlichen Zusammenhang stellen zu können.

Insbesondere bei der allgemeinen Information ist daher neben der
Form auch ihre Häufigkeit festzulegen.

Im vorliegenden Zusammenhang ist schliesslich auch sicherzustellen,
dass der Kantonsrat nicht über Informationen verfügt, die dem Regie-
rungsrat noch nicht vorlagen.
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4. Adressaten der Information
Art. 69 Abs. 2 KV verlangt, dass der Regierungsrat «die zuständige

Kommission des Kantonsrates» informiert. Er schreibt damit zunächst
eine Bringschuld des Regierungsrates vor und legt als Adressaten nicht
das Ratsplenum, sondern eine Kommission fest.

In der Vorlage 4319 wurde indes darauf hingewiesen, dass die Legis-
lativkompetenz des Kantonsrates bzw. dessen gegenüber dem Regie-
rungsrat erhöhte demokratische Legitimität im Wesentlichen in der
 Öffentlichkeit seiner Verhandlungen gründet (ABl 2006, 513 f.). Die
aussenpolitischen Vorhaben bedürfen aber insbesondere bei Vertrags-
verhandlungen regelmässig einer vertraulichen Behandlung. Unter an-
derem deswegen stehen Legislativkompetenzen des Kantonsrates und
Exekutivkompetenzen des Regierungsrates im Bereich der Aussen -
beziehungen häufig in einem Spannungsfeld. Die Notwendigkeit der
Vertraulichkeit von Vertragsverhandlungen war denn auch der Grund,
warum in Art. 69 Abs. 2 KV mit der zuständigen Kommission nur ein-
zelne Mitglieder des Kantonsrates zum Empfang der Informationen des
Regierungsrates zu den Aussenbeziehungen des Kantons berechtigt
sind (vgl. Prot. Plenum, S. 847 ff.; ebenso Häner, Kommentar KV, N. 13
zu Art. 69).

5. Form und Aufbereitung der Information
Die Information durch den Regierungsrat könnte mündlich oder

schriftlich erfolgen. Eine mündliche Information hat den Vorteil, dass
Informationen unmittelbar und mit der Möglichkeit zum direkten Aus-
tausch fliessen können. Demgegenüber können schriftliche Informa -
tionen leichter verteilt (z. B. auch elektronisch) und in der Regel mit
einem gewissen Vorlauf zur Kenntnis genommen werden. Sie sind hin-
gegen schwerer vertraulich zu halten als mündliche.

Zu regeln ist in diesem Zusammenhang auch die Informationsaufbe-
reitung. Das Spektrum reicht von blossen Hinweisen auf anderweitig
vorhandene Informationen (z. B. Verweis auf die Homepages der ver-
schiedenen Fachdirektorenkonferenzen) bis hin zu zusammengefass-
ten, gewichteten und bearbeiteten Bulletins, die regelmässig verteilt
werden.

V. Verhältnis des Informationsanspruchs 
zu bestehenden Regelungen über die Information

1. Kantonsratsgesetz vom 5. April 1981 (KRG; LS 171.1)
Informationen über Vorhaben der interkantonalen und internatio -

nalen Zusammenarbeit kann der Kantonsrat auch mit der Interpella -
tion und der Anfrage einholen. Diese in §§ 30–33 KRG geregelten
 Instrumente verlangen aber im Gegensatz zum Informationsanspruch
im Bereich der Aussenbeziehungen allesamt ein aktives Verhalten des
Kantonsrates.
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2. Gesetz über die Information und den Datenschutz 
vom 12. Februar 2007 (IDG; LS 170.4)

Im Zentrum der Regelungen des IDG stehen Informationen öffent-
licher Organe gegenüber Privatpersonen. Besondere Regelungen über
den Informationsaustausch zwischen öffentlichen Organen finden sich
lediglich hinsichtlich der Bekanntgabe von Personendaten (vgl. §§ 16–19
IDG). Das IDG enthält darüber hinaus keine Angaben zu möglichen
Unterschieden zwischen Privaten und öffentlichen Organen bezüglich
Anspruch auf Informationen. Im Folgenden ist daher zu untersuchen,
ob die Informationsansprüche des Kantonsrates im Bereich der Aus-
senbeziehungen bereits durch das mit dem IDG eingeführte Öffentlich-
keitsprinzip abgedeckt sind.

Nach § 14 Abs. 1 IDG informiert das öffentliche Organ von sich aus
über seine Tätigkeiten von allgemeinem Interesse. Über hängige Ver-
fahren darf nach § 14 Abs. 3 IDG aber nur informiert werden, wenn dies
zur Berichtigung oder Vermeidung falscher Meldungen notwendig ist
oder wenn in einem besonders schweren oder Aufsehen erregenden Fall
die unverzügliche Information angezeigt ist. Es liegt nahe, den Begriff
des hängigen Verfahrens auch auf Verhandlungsprozesse von interkan-
tonalen und internationalen Verträgen anzuwenden. In diesem Fall
dürfte der Kantonsrat nur unter den genannten Bedingungen über lau-
fende Vertragsverhandlungen informiert werden.

Nach § 23 Abs. 1 IDG ist die Bekanntgabe von Informationen im Ein-
zelfall sodann ganz oder teilweise zu verweigern oder aufzuschieben,
wenn eine rechtliche Bestimmung oder ein überwiegendes öffentliches
Interesse einer Information entgegensteht. Ein überwiegendes öffentli-
ches Interesse wird unter anderem angenommen, wenn die Informatio-
nen Positionen in Vertragsverhandlungen betreffen (lit. a), die Bekannt-
gabe der Information den Meinungsbildungsprozess des öffentlichen
Organs beeinträchtigt (lit. b) oder die Bekanntgabe der Information die
Beziehungen unter den Gemeinden, zu einem anderen Kanton, zum
Bund oder zum Ausland beeinträchtigt (lit. d).

Etwas verkürzt könnten die Regelungen von §§ 14 und 23 IDG so in-
terpretiert werden, dass der Regierungsrat im Bereich der Aussenbezie-
hungen nur sehr beschränkt Informationen an den Kantonsrat weiter-
geben darf.

Mit der Aufhebung von § 34 b Abs. 2 KRG durch das IDG, der bisher
das Amtsgeheimnis des Kantonsrates regelte, scheint das IDG davon
auszugehen, dass mit seinem Inkrafttreten keine spezialgesetzlichen
Regelungen über die Information des Regierungsrates gegenüber dem
Kantonsrat und seinen Mitgliedern mehr erforderlich seien (vgl. ABl
2005, 1324). Gerade das Beispiel des verstärkten Einbezugs des Kan-
tonsrates in die Aussenbeziehungen zeigt indes, dass ein öffentliches
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Organ ein spezifisches Informationsbedürfnis haben kann, das sich
 direkt aus seiner verfassungsrechtlichen Funktion ableitet. So unter-
stützt der Kantonsrat den Regierungsrat bei der Wahrnehmung einer
öffentlichen Aufgabe, nämlich der Vertretung und Positionierung des
Kantons Zürich gegen aussen. Damit unterscheidet sich die Legitima -
tion des Kantonsrates, über die Aussenbeziehung informiert zu werden,
zumindest in diesem Bereich von jener privater Personen.

Der Kantonsrat hat daher einen Anspruch auf einen privilegierten
Zugang auch zu solchen Informationen, die nach den §§ 14 Abs. 3 und 23
IDG als vertraulich zu klassifizieren sind. Konsequenterweise schreibt
§ 34 c Abs. 3 KRG denn auch vor, dass Rats- und Kommissionsmitglie-
der, soweit sie Kenntnis von Äusserungen oder Akten erhalten, die dem
Amtsgeheimnis unterstehen, ihrerseits an dieses gebunden sind.

Im Rahmen des IDG steht der Entscheid, welche Informationen im
Bereich der Aussenbeziehungen vertraulich sind und welche nicht, nach
§ 1 Abs. 3 lit. a Verordnung über die Information und den Datenschutz
vom 28. Mai 2008 (IDV, LS 170.41) dem Regierungsrat zu. Tendenziell
werden dabei die allgemeinen, regelmässig weitergegebenen Informa-
tionen als nicht vertraulich, diejenigen hingegen, die aus konkretem An-
lass wie etwa der Vorbereitung eines Verhandlungsmandats anfallen, als
vertraulich einzustufen sein. Die Einstufung der fraglichen Informatio-
nen als vertraulich führt indes nicht dazu, dass sie dem Kantonsrat vor-
enthalten werden, sondern dazu, dass dieser bzw. dessen Kommissionen
bei diesen Informationen nach § 34 c Abs. 3 KRG ans Amtsgeheimnis
gebunden sind.

Mit dieser Regelung müsste der Regierungsrat mit Hinblick auf das
Amtsgeheimnis bei jeder Information auch deren Vertraulichkeit fest-
legen. Dies wäre jedoch nicht nur aufwendig, sondern würde auch zu
unübersichtlichen Verhältnissen führen. Ausserhalb der bestehenden
Regelung des IDG soll daher im Sinne einer lex specialis zum IDG eine
Bestimmung in das KRG aufgenommen werden, wonach Informatio-
nen, die dem Kantonsrat bzw. dessen Kommissionen im Bereich der
Aussenbeziehungen vom Regierungsrat aus konkretem Anlass zugehen
sollen, vertraulich sind und in Abweichung von §§ 14 und 23 IDG trotz-
dem an den Kantonsrat weitergegeben werden dürfen.

3. Verordnung über die Organisation des Regierungsrates 
und der kantonalen Verwaltung vom 18. Juli 2007 (VOG RR)

In den §§ 18 ff. VOG RR wird die Organisation von Regierung und
Verwaltung im Bereich der Aussenbeziehungen geregelt. Es geht um
die Aufgaben des Regierungsrates sowie die Zuständigkeitsregelung
zwischen diesem und seinen Direktionen.



– 11 –

Die Führung der Aussenbeziehungen erfolgt insbesondere mit Be-
deutungszunahme der Fachdirektorenkonferenzen zunehmend durch
die Direktionen. Ähnlich wie der Kantonsrat gegenüber dem Regie-
rungsrat ist daher auch der Regierungsrat gegenüber seinen Direktio-
nen auf eine ausreichende Information zu ihrer Tätigkeit im Bereich
der Aussenbeziehungen angewiesen. Zwar kann aus den Bestimmun-
gen der VOG RR keine Informationspflicht des Regierungsrates gegen-
über dem Kantonsrat abgeleitet werden. Im Folgenden soll aber immer
dort, wo eine Information im Bereich der Aussenbeziehungen als so
wichtig erachtet wird, dass die je nach betroffenem Sachbereich grund-
sätzlich zuständige Direktion den Regierungsrat informieren muss,
 versucht werden, die entsprechenden Kriterien auch für eine Informa-
tionspflicht des Regierungsrates gegenüber dem Kantonsrat fruchtbar
zu machen.

Vor diesem Hintergrund könnten folgende, in § 18 VOG RR geregel-
te Sachverhalte zu Informationspflichten des Regierungsrates gegen-
über dem Kantonsrat führen:
– lit. a: Verhandlung und Abschluss von Verträgen mit andern Kanto-

nen, interkantonalen Organisationen, dem Bund, ausländischen
Staaten oder andern Völkerrechtssubjekten (interkantonale und in-
ternationale Verträge),

– lit. b: Mitwirkung in interkantonalen und internationalen Konferen-
zen und Gremien,

– lit. c: Pflege der Beziehungen mit Regierungen des In- und Auslands,
– lit. d: Mitwirkung bei aussenpolitischen Entscheiden des Bundes im

Rahmen des Bundesrechts.
Art. 69 Abs. 2 KV statuiert eine Pflicht zu umfassender Information.

Angesichts der Fülle, der unterschiedlichen Qualität und der unter-
schiedlichen Bedeutung der fraglichen Informationen für den Kanton
Zürich erscheint indes eine Bearbeitung durch den Regierungsrat bzw.
die Verwaltung unumgänglich.

Damit müssen Unterscheidungskriterien bereitgestellt werden. Nach
§ 23 VOG RR erfordern Aktivitäten der Direktionen im Bereich der
Aussenbeziehungen grundsätzlich einen vorgängig erteilten Auftrag
durch den Regierungsrat, wenn sie von besonderer Tragweite sind. Im
Vordergrund steht die Arbeit in den Fachdirektorenkonferenzen und
anderen wichtigen Gremien und die nicht institutionalisierte Aushand-
lung von Vereinbarungen, auf die der Regierungsrat Einfluss nehmen
will (vgl. ABl 2007, 1357). Betroffen sein können Verträge der Kantone
unter sich oder mit dem Ausland mit rechtsetzendem oder anderem In-
halt von besonderer Tragweite (lit. a), ebenso wie Entscheide von be-
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sonderer Tragweite bei der Mitwirkung in Konferenzen und Gremien
(lit. b). In solchen Fällen enthält das Mandat des Regierungsrates An-
gaben zu:
– Vorgehen und Terminplanung,
– Zuständigkeiten,
– inhaltliche Vorgaben,
– Berichterstattung,
– Abschluss und Genehmigung.

Als geeigneter Zeitpunkt für eine Information (als notwendige Vorstu-
fe zu der hier eigentlich im Vordergrund stehenden Mandatserteilung
des Regierungsrates an die zuständige Direktion) wird beispielsweise
die Entstehung eines Konzepts für die interkantonalen Rechtsetzungs-
arbeiten betrachtet (analog dem in den §§ 9 und 10 der Rechtsetzungsver-
ordnung vom 29. November 2000 vorgesehenen Konzept, vgl. ABl 2007,
1358).

Nach § 21 Abs. 1 lit. c VOG RR informieren die Direktionen den Re-
gierungsrat zudem über besondere Vorhaben sowie wichtige Zwischen-
und Endergebnisse aus Verhandlungen, Konferenzen und Gremien.
Der Kanton Zürich ist in den Leitenden Ausschüssen der KdK und aller
Fachdirektorenkonferenzen vertreten. Diese treffen sich regelmässig
und bestimmen auch die Schwerpunkte der Arbeiten der jeweiligen
 Sekretariate. Gestützt auf § 21 Abs. 1 lit. c VOG RR ist das zuständige
Regierungsmitglied und Mitglied des entsprechenden Leitenden Aus-
schusses damit etwa gehalten, bei der konzeptionellen Vorbereitung der
Arbeiten an einem Konkordatsentwurf den Regierungsrat über die mit
dem Konkordat beabsichtigten Regelungsschwerpunkte zu informieren
(ABl 2007, 1354 f.). Der Regierungsrat hat damit laufend Kenntnis über
wesentliche Entwicklungen im Bereich der Aussenbeziehungen (vgl.
ABl 2007, 1354) und es ist sichergestellt, dass er als oberstes für die Aus-
senbeziehungen zuständiges Gremium die aussenpolitischen Aktivitä-
ten der Direktionen soweit sinnvoll und erforderlich mitsteuern kann
(vgl. ABl 2007, 1351).

Nicht von besonderer Tragweite sind vor diesem Hintergrund Informa-
tionen zu verschiedenen Sachpolitikbereichen wie etwa im Bildungs-
oder Gesundheitswesen, die häufig nur gestützt auf entsprechende Vor-
gaben des übergeordneten Rechts im Rahmen von interkantonalen
oder internationalen Vereinbarungen erfolgen. Solche Vereinbarungen
sind in der Regel von vorwiegend technischer Natur oder haben einen
Inhalt, der weder besondere Auswirkungen auf andere Politikbereiche
hat, noch anderweitig von besonderem Interesse für den Regierungsrat
und entsprechend für den Kantonsrat wäre (zum Beispiel Stipendien-
wesen oder Taxregelungen im Gesundheitswesen, vgl. ABl 2007, 1353 f.).
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Die gesetzliche Regelung des Informationsanspruchs des Kantons -
rates soll sich an dieser Wertung orientieren, die in der VOG RR zur
Gewichtung und Unterscheidung für den Informationsgehalt zu Ge-
schäften im Bereich der Aussenbeziehungen dient. Nicht erforderlich
ist es indes, die fraglichen Bestimmungen im gleichen Detaillierungs-
grad zu übernehmen. Es erscheint vielmehr ausreichend, allgemein auf
die Bestimmungen und die Wertungen in der VOG RR bzw. deren sinn-
gemässe Anwendung zu verweisen. Mit dieser Anbindung an die in der
VOG RR aufgeführten Regelungen im Bereich der Aussenbeziehun-
gen wird sichergestellt, dass der Kantonsrat über alle wichtigen aussen-
politischen Aufgaben des Regierungsrates informiert wird.

VI. Zusammenfassung der Ausgestaltung 
des Informationsanspruchs
Die Regelung des Informationsanspruchs des Kantonsrates hat dem-
nach vor allem zwei Gesichtspunkte zu beachten:
– Informationen aus einem konkreten Anlass: Eine Information des

Kantonsrates ist dort am wirkungsvollsten, wo die Schwerpunkte der
Aussenbeziehungen ausgehandelt werden. Der Kantonsrat soll daher
immer dann informiert werden, wenn wie etwa bei der Festlegung der
wesentlichen Inhalte eines wichtigen Konkordats Geschäfte von be-
sonderer Tragweite Gegenstand der Aussenbeziehungen sind.

– Allgemeine, laufende Informationen: Damit der Kantonsrat sich zur
Strategie zu den Aussenbeziehungen äussern sowie die Informatio-
nen zu konkreten Anlässen richtig einordnen und innerhalb der häu-
fig kurzen Fristen (vgl. ABl 2007, 1355) rechtzeitig reagieren kann,
muss er über ein gewisses Grundwissen zu den Aussenbeziehungen
verfügen. Dieses Wissen soll ihm (im Plenum oder in Kommissionen)
durch eine regelmässige Information in aufbereiteter und gewichte-
ter Form vermittelt werden (vorstellbar wäre etwa eine umfassende
Orientierung der jeweiligen Kommission, die dann entscheidet, wel-
che Informationen dem Plenum zugänglich gemacht werden).
Die Kriterien für den Entscheid zu Informationen zu konkreten An-

lässen sowie für die Aufbereitung und Gewichtung der regelmässigen
Informationen sollen sich ebenso wie der Umfang des Aufgabenbe-
reichs, über den überhaupt zu informieren ist, an den entsprechenden
Regelungen in der VOG RR orientieren.

C. Überarbeitung der Vorlage 4319: Anpassung der vorgeschlagenen
Mitwirkungsrechte in drei Punkten

I. Anlass und Zusammenfassung der Ergebnisse der Überarbeitung
Die Diskussion zur Umsetzung der Vorlage 4319 im Koordinations-

gremium für Aussenbeziehungen (KAB, § 74 VOG RR) zeigte ebenso
wie eine Veranstaltung des Zentrums für Rechtsetzungslehre der Uni-
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versität Zürich im Winter 2008, an der neben Mitgliedern des Zürcher
Kantonsrates auch Personen aus rund der Hälfte aller Kantone teilnah-
men, eine starke Tendenz, den Einbezug des Parlaments auch für den
Bereich der Aussenbeziehungen im Rahmen der bestehenden parlamen-
tarischen Instrumente zu regeln. Hauptgrund dafür dürfte die Befürch-
tung sein, die Schaffung neuer parlamentarischer Mitwirkungsrechte
führe zu Änderungen an der verfassungsrechtlichen Kompetenzvertei-
lung zwischen Legislative und Exekutive, was insbesondere ungewollte
und verfassungsrechtlich nicht vorgesehene Auswirkungen auf das Ge-
setzgebungsverfahren haben könnte.

Aufgrund dieser Bedenken wurde die Vorlage 4319 überprüft. Das
Ergebnis ist die hier vorgeschlagene Anpassung der ursprünglich vorge-
sehenen Mitwirkungsrechte in drei Punkten.
– Phase der strategischen Planung: Erklärungen zu den Aussenbezie-

hungen des Kantons
Das Recht zu Erklärungen zu den Aussenbeziehungen des Kantons

bezieht sich auf die Strategie der Aussenbeziehungen. Soweit Letztere
Bestandteil der Legislaturziele ist, kann die Ausgestaltung der Möglich-
keit zu entsprechenden Erklärungen im Rahmen der bereits bestehen-
den Erklärungen zur Konsolidierten Entwicklungs- und Finanzplanung
(KEF) nach dem Gesetz über Controlling und Rechnungslegung vom 
9. Januar 2006 (CRG) erfolgen und damit auf die Schaffung eines da -
rüber hinausgehenden Instruments verzichtet werden (vgl. nachfolgend
Ziff. II. 1).
– Phase der bereichsspezifischen Planung: Allgemeine Anregung

Ziel der in der Vorlage 4319 vorgesehenen allgemeinen Anregung ist
die Setzung aussenpolitischer Impulse durch das Parlament. In der
Phase der bereichsspezifischen Planung kann dieses Ziel bereits im
Rahmen eines Postulats erreicht werden (vgl. nachfolgend Ziff. II. 2),
weshalb kein entsprechendes neues parlamentarisches Instrument ge-
schaffen werden muss.
– Phase der Vertragsverhandlungen: Konsultationsrechte

In der Phase der eigentlichen Vertragsverhandlungen sollen die in
der Vorlage 4319 vorgesehenen Konsultationsrechte zum Verhandlungs -
mandat und zum Vernehmlassungstext im Rahmen der Erarbeitung der
kantonalen Vernehmlassung zum Vertragsentwurf einer Fachdirekto-
renkonferenz schliesslich nur für die jeweils zuständige Kommission
des Kantonsrates, für diese dann aber verpflichtend vorgesehen wer-
den. Der Regierungsrat soll dem Kantonsrat zudem über den weiteren
Umgang mit dem Ergebnis der entsprechenden Konsultationen Bericht
erstatten (vgl. nachfolgend Ziff. II. 3).
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II. Die Anpassungen im Einzelnen

1. Erklärungen zur Strategie zu den Aussenbeziehungen

1.1 Richtlinien der Regierungspolitik, Legislaturschwerpunkte 
und Strategie zu den Aussenbeziehungen

Das Recht zu Erklärungen zu den Aussenbeziehungen des Kantons
ist nach der Vorlage 4319 ein Instrument, das formal dem in § 13 Abs. 2
CRG vorgesehenen Recht zu KEF-Erklärungen nachzubilden ist. Die
bisherigen Erfahrungen (über die KEF-Erklärungen wurde jeweils in
den Sitzungen des Kantonsrates vom Januar 2008 und Januar 2009 be-
raten) zeigen allerdings eine Tendenz, die KEF-Erklärungen auf das
jährliche Budget und dort gar auf einzelne Budgetpositionen zu bezie-
hen. Das Instrument erhält damit eine operative Ausrichtung und wäre
kein geeigneter Rahmen für eine auf die Strategie zu den Aussenbezie-
hungen bezogene Erklärung.

Nach Art. 66 Abs. 1 und 2 KV sowie § 3 Abs. 1 OG RR erstellt der Re-
gierungsrat zu Beginn einer Amtsdauer die Richtlinien der Regierungs-
politik und bringt sie dem Kantonsrat zu Beginn jeder Amtsperiode zur
Kenntnis (Art. 66 Abs. 2 KV). Die Richtlinien geben Auskunft über die
in der Amtsdauer angestrebten Ziele. Sie werden als Legislaturziele in
den KEF aufgenommen und stellen den ersten (für die Dauer der Le-
gislatur grundsätzlich unveränderlichen) Teil der rollenden Gesamtpla-
nung nach CRG dar (Hubler/Beusch, Kommentar KV, N. 11 zu Art. 124;
Häner, Kommentar KV, N. 8 zu Art. 66; § 3 Abs. 2 OG RR; §§ 9 ff. CRG).

Art. 66 KV ist zwar offen formuliert und bezieht sich nach dem Wort-
laut auf keine bestimmte Planung. Aus der Entstehungsgeschichte ergibt
sich aber, dass er als Grundlage für den KEF dienen soll (vgl. Häner,
Kommentar KV, N. 8 zu Art. 66).

Nach Art. 55 Abs. 1 KV nimmt der Kantonsrat zum KEF Stellung und
äussert sich dabei insbesondere zu den Schwerpunkten der Aufgaben-
und Finanzplanung. Die in diesem Zusammenhang strategische Bedeu-
tung des KEF zeigt sich u. a. darin, dass im KEF solche Projekte abgebil-
det werden, die in einem Zusammenhang mit den strategischen Zielen
stehen, eine politische Tragweite aufweisen oder erhebliche finanzielle
Auswirkungen auf den Staatshaushalt haben (ABl 2004, 161).

1.2 Zweck der KEF-Erklärung
Indem Art. 55 Abs. 1 KV das Recht des Kantonsrates zu Stellungnah-

men zur Aufgaben- und Finanzplanung bzw. zum KEF auf die Planungs-
schwerpunkte bezieht (vgl. auch Häner, Kommentar KV, Art. 66 N. 9, 
13 f.), richtet er die Möglichkeit zu Stellungnahmen auf die strategische
Planung des Regierungsrates aus.
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Im ursprünglichen Entwurf des CRG war die KEF-Erklärung noch
nicht vorgesehen (vgl. Vorlage 4148 in ABl 2004, 89–194). Sie kam erst
mit einem Antrag der Spezialkommission zum CRG vom 30. September
2005 (Vorlage 4148a) in das Gesetz. Der Kantonsrat sollte mit ihr eine
Möglichkeit haben, seine Vorstellungen in die längerfristige Planung
einzubringen und seine mittelfristigen, vom Regierungsrat abweichen-
den Ziele zum Ausdruck zu bringen (Protokoll KR, 128. Sitzung, 28. No-
vember 2005, S. 9507, 9512; Protokoll KR 129. Sitzung, 28. November
2005, S. 9564). Mit § 13 Abs. 2 CRG wurde auch § 34 KRG neu eingefügt,
wonach die Mitglieder des Kantonsrates Anträge für KEF-Erklärun-
gen, über die der Kantonsrat bis Ende Januar beschliesst, bis Mitte De-
zember des Vorjahrs einzureichen haben.

In der Eintretensdebatte zur Beratung des CRG am 28. November
2005 wurde aber auch argumentiert, der Kantonsrat erhalte mit der
KEF-Erklärung neu die Möglichkeit, so Einfluss zu nehmen, dass der
Regierungsrat seine Meinung verhältnismässig früh im Budgetierungs-
prozess erhalte. Eine gezielte KEF-Erklärung zu definierten Punkten,
die nicht das ganze Budget, sondern wesentliche Merkmale betreffe,
könne so wesentliche Eckpfeiler für eine Verbesserung des Budgets
 setzen (Protokoll KR, 128. Sitzung, 28. November 2005, S. 9521 f.).

Der Regierungsrat versteht die KEF-Erklärung jedoch als mittelfris -
tiges Steuerungsinstrument und damit als sinnvolle Ergänzung zur
kurzfristigen Steuerung mittels Globalbudget. Der Kantonsrat soll sich
daher in der praktischen Anwendung auf das Wesentliche beschränken,
damit die Beratungen nicht mit Detailfragen überladen werden (Proto-
koll KR, 37. Sitzung, 28. Januar 2008, S. 2291 f.). Er bedauert, dass bisher
keine Auseinandersetzung mit den Legislaturzielen des Regierungsrates
stattgefunden hat, nachdem diese eigentliche Schwerpunkte der Aufga-
ben- und Finanzplanung im Sinne der Kantonsverfassung bildeten und
damit auch Gegenstand von KEF-Erklärungen wären (Protokoll KR,
37. Sitzung, 28. Januar 2008, S. 2293).

1.3 Verfahren zur KEF-Erklärung
Ein Grund für die Differenzen zwischen der konzeptionellen Aus-

richtung und der praktischen Handhabung der KEF-Erklärung liegt im
Verfahren, in dem KEF-Erklärungen abzugeben sind und behandelt
werden (vgl. § 34 KRG in Verbindung mit § 13 Abs. 2 CRG). Das Ver-
fahren orientiert sich am Planungs- und Budgetprozess zur Erstellung
des KEF, der als rollende Planung jährlich überarbeitet wird. Die Ori-
entierung an diesem Verfahren birgt die Gefahr, dass sich der Kantons-
rat mit den KEF-Erklärungen vor allem auf das Budget bezieht.

Auch in der zweiten KEF-Debatte (Sitzung des Kantonsrates vom
26./27. Januar 2009) wurde daher darauf hingewiesen, dass sich diese
bisher nicht wesentlich von den Budget-Debatten abgehoben hätten, da
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sie nicht wirklich längerfristig ausgerichtet und auch nicht steuernd ge-
wesen seien. Das Parlament dürfe die Chance, bei der mittelfristigen
Planung mitzureden, aber nicht aus der Hand geben. Zu prüfen sei, ob
wirklich jedes Jahr eine KEF-Debatte stattfinden müsse, oder ob nicht
bloss zu Beginn einer Legislatur die eigentlich strategischen Fragen be-
raten werden sollen, nämlich dann, wenn der Regierungsrat seine Legis-
laturziele veröffentlicht habe.

1.4 Regelungsvorschlag

Die in der Vorlage 4319 vorgeschlagene Erklärung zur Strategie zu
den Aussenbeziehungen stimmt in ihrer konzeptionellen Ausrichtung
mit der KEF-Erklärung nach CRG überein. Allerdings ist fraglich, ob
das gegenwärtig im KRG und im CRG zur Verfügung gestellte Verfah-
ren für die Erklärungen zu den Aussenbeziehungen übernommen wer-
den kann. Konsequent wäre ein Verfahren, bei dem zu Beginn einer
 Legislatur – dann, wenn der Regierungsrat seine Legislaturziele und in
diesem Rahmen auch seine Strategie zu den Aussenbeziehungen veröf-
fentlicht – die eigentlich strategischen Fragen beraten werden.

Bevor aber für die Erklärungen zur Aussenpolitik ein Verfahren er-
arbeitet wird, das von dem für die KEF-Erklärungen geltenden ab-
weicht, soll abgewartet werden, ob die Debatte über den dritten KEF
(Jahr 2011–2014) nicht doch noch eine Tendenz zur Auseinandersetzung
mit den Legislaturzielen zeigt. Sollte dies der Fall sein, kann auf eine ge-
sonderte Regelung für die Erklärungen zur Aussenpolitik verzichtet
und das bestehende Verfahren zu den KEF-Erklärungen angewendet
werden.

Fraglich ist, ob die Erklärung zur strategischen Planung der Aussen-
beziehungen des Kantons durch eine Kommission oder durch das Plenum
des Kantonsrates beschlossen werden soll. Der Einbezug des Plenums
verlängert und verkompliziert das Verfahren. Dies ist insbesondere bei
interkantonalen Verträgen hinderlich, wo im Einvernehmen mit ande-
ren Kantonen gehandelt werden muss. Allerdings kommt die erhöhte
demokratische Legitimation vor allem Entscheiden des Plenums und
weniger solchen der parlamentarischen Kommissionen zu. Im Vorder-
grund steht hier zudem nicht ein konkretes Vertragsverhandlungsver-
hältnis, sondern die strategische Ebene der Aussenbeziehungen. In
Analogie zur Regelung von § 13 Abs. 2 CRG in Verbindung mit § 34
Abs. 2 KRG ist daher auch hier die Zuständigkeit des Plenums des Kan-
tonsrates vorzusehen.

2. Allgemeine Anregung

2.1 Zweck der allgemeinen Anregung
Die allgemeine Anregung (Phase 2) ist einerseits von der Erklärung

(Phase 1) und anderseits von der Konsultation (Phase 3) abzugrenzen.
Im Unterschied zur Erklärung wird nicht die Ebene der strategischen
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Planung, sondern diejenige der bereichsspezifischen Planung geregelt.
Es stehen nicht allgemeine strategische und grundlegende Entschei-
dungen, sondern konkrete Aufgabenbereiche im Vordergrund. Im
 Unterschied zur Konsultation der zuständigen Kommission des Kan-
tonsrates zu Richt- und Leitlinien des Verhandlungsmandats betrifft die
allgemeine Anregung aber auch nicht die Phase der eigentlichen Ver-
tragsverhandlung, sondern die dieser vorgelagerte Phase. Bei der allge-
meinen Anregung richtet sich zudem der Kantonsrat an den Regie-
rungsrat, während bei der Konsultation die Initiative vom Regierungs-
rat ausgeht.

Die allgemeine Anregung kann auf die Aufnahme von Verhandlungen,
die Änderung oder die Kündigung eines interkantonalen oder interna-
tionalen Vertrags sowie auf den Beitritt zu einem solchen ausgerichtet
sein. Sie soll aber nicht auf die Initiierung von Vorbereitungshandlun-
gen zu in der Regel langwierigen Vertragsverhandlungen beschränkt
werden. Die Aussenbeziehungen werden auch immer wieder durch un-
vorhersehbare Entwicklungen in anderen Kantonen oder im Bund be-
einflusst, auf die rasch reagiert werden muss. Auch in solchen Fällen soll
eine Impulssetzung durch das Parlament möglich sein.

Aber auch der Handlungsspielraum des Regierungsrates soll nicht
unzweckmässig beschränkt werden. Es ist daher keine Kompetenz des
Kantonsrates vorgesehen, dem Regierungsrat ein bestimmtes Verhal-
ten verbindlich vorzuschreiben (vgl. ABl 2006, 525 f.). Der Regierungs-
rat soll nicht zur Aufnahme konkreter Verhandlungen oder zur Ausar-
beitung eines Verhandlungsmandats, sondern nur zur Abklärung und
Berichterstattung über die Vor- und Nachteile solcher Verhandlungen
(oder auch einzelner Fragestellungen dazu) verpflichtet werden.

Angaben zur weiteren Ausgestaltung der allgemeinen Anregungen
fehlen in der Vorlage 4319.

2.2 Das Postulat
Bereits dargelegt wurde in der Vorlage 4319, warum der mit der all-

gemeinen Anregung verfolgte Zweck vor dem Hintergrund der verfas-
sungsrechtlichen Kompetenzordnung nicht im Rahmen einer Motion
oder einer parlamentarischen Initiative erreicht werden kann (vgl. ABl
2006, 514 f.). Lediglich der Vollständigkeit halber sei hier angemerkt,
dass die Motion den Regierungsrat verpflichtet, eine Verfassungs- oder
Gesetzesvorlage oder den Entwurf für einen Beschluss vorzulegen (§ 14
Abs. 2 KRG). Auf den Bereich der Aussenbeziehungen angewendet
würde dies bedeuten, dass der Regierungsrat selbst in Fällen, in denen
er Vertragsverhandlungen ablehnt, verpflichtet wäre, diese zu führen
und dem Kantonsrat die Ergebnisse vorzulegen. Die Vorgabe, Verhand-
lungen führen zu müssen, liesse dem Regierungsrat aber kaum den für
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solche Verhandlungen erforderlichen Handlungsspielraum und würde
seine Verhandlungsposition empfindlich schwächen. Verbindliche Auf-
träge kann der Kantonsrat dem Regierungsrat denn auch nur in seinem
eigenen verfassungsmässigen Zuständigkeitsbereich erteilen (vgl. Hau-
ser, Kommentar KV, N. 2 zu Art. 60).

Die Interpellation und die Anfrage beziehen sich auf die Auskunfts-
erteilung über Angelegenheiten der staatlichen Verwaltung und kom-
men daher für eine weiter gehende staatliche Aktivität, insbesondere
für die Prüfung der Aufnahme von Vertragsverhandlungen, von vorn-
herein nicht infrage.

Für die Einbettung der allgemeinen Anregung in ein bestehendes
parlamentarisches Instrument bleibt damit das Postulat (einschliesslich
seiner dringlichen Variante). Durch ein Postulat kann der Regierungs-
rat nicht nur eingeladen werden zu prüfen, ob eine Verfassungs- oder
Gesetzesvorlage oder ein Beschluss vorzulegen sei, sondern auch, ob
eine Massnahme der mittelfristigen Planung oder irgendeiner anderen
Massnahme zu treffen sei (§ 22 Abs. 2 KRG). Anders als Motionen kön-
nen damit Postulate auch zu Gegenständen eingereicht werden, die in
der abschliessenden Zuständigkeit des Regierungsrates liegen (Hauser,
Kommentar KV, N. 15 zu Art. 59). Die Praxis zeigt denn auch verschie-
dene Postulate zum Bereich der Aussenbeziehungen (z. B. KR-Nrn. 13/
1994, 207/1998, 312/2006). Parlamentarische Vorstösse und damit auch
Postulate im Zuständigkeitsbereich des Regierungsrates sind zulässig,
wenn sie dessen Entscheidungskompetenz nicht beschränken (vgl. Hau-
ser, Kommentar KV, N. 15 zu Art. 59).

Bei einer allgemeinen Anregung in Form eines Postulats wäre der
Regierungsrat zunächst verpflichtet, innert vier Monaten die Entgegen -
nahme oder die Ablehnung der Anregung zu erklären (§ 23 Abs. 1 KRG;
für dringende Fälle stehen nach § 24a Abs. 1 KRG vier Wochen zur Ver-
fügung). Der Kantonsrat kann im Fall der Ablehnung jedoch den Be-
schluss fassen, dem Regierungsrat die allgemeine Anregung gleichwohl
zu überweisen. Zur überwiesenen allgemeinen Anregung hätte der Re-
gierungsrat innert zweier Jahre (für die dringliche Form innert eines
Jahres, vgl. § 24a Abs. 2 KRG) einen Bericht zu erstatten (§ 24 Abs. 1 KRG,
diese Frist kann nach § 24 Abs. 1 letzter Satz KRG sowohl verkürzt als
auch verlängert werden, § 24 Abs. 2 KRG). Bei einer überwiesenen all-
gemeinen Anregung träfe den Regierungsrat also eine Prüfungs- und
Berichterstattungspflicht.

2.3 Regelungsvorschlag
Die in der Vorlage 4319 vorgeschlagene allgemeine Anregung des

Kantonsrates im Bereich der Aussenbeziehungen geht nicht weiter als
das Postulat nach geltendem Recht. Die Einbettung der allgemeinen
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Anregung in den Rahmen des Postulats birgt auch keine Nachteile für
die mit dem Instrument angestrebte Impulssetzung durch den Kantons-
rat im Bereich der Aussenbeziehungen. Diese Einbettung ermöglicht
vielmehr die Anwendung eines parlamentarischen Instruments, das be-
reits in die bestehende gesetzliche Kompetenzordnung zwischen Kan-
tonsrat und Regierungsrat eingebettet ist. Es erscheint daher entbehr-
lich, für die Regelung der allgemeinen Anregung ein neues parlamenta-
risches Instrument zu schaffen.

Im Verlauf der weiteren Gesetzgebungsarbeiten ist aber abzuklären,
wie weit die §§ 22–24a KRG in einzelnen Fragen etwa zum Verfahren
durch die Integration der allgemeinen Anregung zu ergänzen sind. So
ist unklar, von wie vielen Kantonsratsmitgliedern eine solche (gegebe-
nenfalls vorläufig) unterstützt werden müsste, ob sie dringlich erklärt
werden könnte, innert welcher Fristen der Regierungsrat zu einer
 Reaktion verpflichtet wäre, ob der Regierungsrat befugt wäre, die Ent-
gegennahme abzulehnen und unter welchen Voraussetzungen eine all-
gemeine Anregung dem Regierungsrat trotz Ablehnung überwiesen
werden könnte. Weiter ist nicht genauer ausgeführt, mit welchem Mass
der Prüfung der Regierungsrat seine Abklärungspflicht erfüllt hätte
und was bei einer Verletzung gesetzlicher Behandlungsfristen gesche-
hen sollte.

In der Vorlage 4319 wurde die Frage offengelassen, ob das Plenum
des Kantonsrates oder die zuständige Kommission die allgemeine An-
regung beschliessen soll (vgl. ABl 2006, 514 f.). Je grundlegender und all-
gemeiner sich die Thematik gestaltet, desto mehr ist das Plenum des
Kantonsrates geeignet, darüber zu beschliessen. Je konkreter die Thema-
tik und je komplexer die Fragen demgegenüber sind, desto weniger
können sie öffentlich beraten werden. Auch verlängert und verkompli-
ziert der Einbezug des Plenums das Verfahren. Da die allgemeine An-
regung in der Regel das Vorfeld von Vertragsverhandlungen betrifft,
kommt der Vertraulichkeit der entsprechenden Informationen zudem
bereits einiges Gewicht zu. Als parlamentarisches Instrument zur Im-
pulsgebung im Bereich der Aussenbeziehungen gehört die allgemeine
Anregung mit Blick auf eine verstärkte demokratische Legitimation
von Konkordaten aber dennoch in der Zuständigkeit des Plenums.
Denkbar wäre aber, dass der Regierungsrat (oder die oder der in der
Sache zuständige Direktionsvorsteherin bzw. Direktionsvorsteher) bei
Fragen, bei denen der Vertraulichkeit hohes Gewicht zukommt, etwa
seine Bereitschaft zur Entgegennahme oder Ablehnung innert Frist in
der zuständigen Kommission mündlich erläutert.
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3. Konsultation
Das in der Vorlage 4319 vorgeschlagene Konsultationsrecht des Kan-

tonsrates umfasst zweierlei:
– das Konsultationsrecht zum Erlass eines Verhandlungsmandats zu

konkreten Vertragsverhandlungen,
– das Konsultationsrecht im Rahmen der Erarbeitung der kantonalen

Stellungnahme durch den Regierungsrat zu einem Konkordatsent-
wurf, der durch eine interkantonale Konferenz oder durch ein inter-
kantonales Gremium bei den beteiligten Kantonen in Vernehmlas-
sung gegeben wurde.
Bei den Vertragsverhandlungen ist insbesondere bei der Festlegung

des Verhandlungsmandats die Vertraulichkeit der Informationen von
entscheidender Bedeutung. Aus diesem Grund soll das entsprechende
Konsultationsrecht anders als noch in der Vorlage 4319 vorgesehen (vgl.
ABl 2006, 527) nicht dem Ratsplenum, sondern nur der zuständigen
Kommission zukommen. Um die Vertraulichkeit der Konsultationsver-
handlungen zu gewährleisten, erscheint es sinnvoll, für diese den Rahmen
einer Kommissionssitzung vorzusehen, zu der die zuständige Direkti-
onsvorsteherin oder der zuständige Direktionsvorsteher eingeladen
wird. Die Themen, die zu behandeln sind, können den Kommissionsmit-
gliedern allenfalls im Vorgang zu solchen Sitzungen schriftlich zuge-
stellt werden. Denkbar wäre auch, dass die Kommissionsmitglieder ihre
Fragen und Anliegen dem zuständigen Regierungsmitglied ebenfalls
bereits vor der Sitzung zukommen lassen.

Im Bereich der Aussenbeziehungen herrscht mitunter erheblicher
Zeitdruck. Da aber die Pflicht zur Konsultation des Kantonsrates den
für eine bestmögliche Ausschöpfung seines Mandats nötigen Hand-
lungsspielraum des Regierungsrates nicht einschränken soll, ist eine
 Regelung für dringende Fälle vorzusehen. Denkbar ist etwa eine Kon-
sultation der Kommissionspräsidentin oder des Kommissionspräsiden-
ten, die oder der zu verpflichten wäre, nachträglich baldmöglichst die
Kommission zu informieren.

Von der Schaffung einer besonderen Kommission für Aussenbezie-
hungen oder gar einer interparlamentarischen Kommission wurde be-
reits in der Vorlage 4319 Abstand genommen (ABl 2006, 529 f.). Damit
ist ein Konsultationsrecht der zuständigen Sachkommission vorzuse-
hen, die gemäss § 61 lit. c des Geschäftsreglements des Kantonrates vom
15. März 1999 (GR KR) bereits nach geltendem Recht die Aufgabe hat,
interkantonale und internationale Verträge ihres Sachbereichs zu bera-
ten.
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D. Regelungsort

In der Vorlage 4319 wurde als Regelungsort für den Einbezug des
Kantonsrates in die Aussenbeziehungen das Kantonsratsgesetz vorge-
sehen (ABl 2007, 1357). Mit der Einbettung der Erklärung und der all-
gemeinen Anregung in die bestehenden Instrumente (KEF-Erklärung
und Postulat) ist diese Vorgabe erfüllt. Da die Information zu den Mit-
wirkungsrechten zum Teil in einem akzessorischen Verhältnis steht, auf
jeden Fall aber notwendig mit dem verstärkten Einbezug in die Aussen-
beziehungen des Kantons verbunden ist, ist im Weiteren zu prüfen, ob
im KRG ein eigener Abschnitt zum Thema Information zu den Aussen-
beziehungen geschaffen werden soll.

E. Betroffene Erlasse

Das vorliegende Konzept führt allenfalls zu einer Teilrevision des
KRG. Mögliche weitere betroffene Erlasse sind das OG RR, das CRG,
das GR KR sowie die VOG RR.

F. Übereinstimmung mit den Legislaturzielen

Die Sicherstellung der Information und des Einbezugs des Kantons-
rates in die Aussenbeziehungen wurde vom Regierungsrat im Bericht
zur Strategie zu den Aussenbeziehungen vom 22. August 2007 als strate-
gischer Schwerpunkt festgelegt. Der Strategiebericht nimmt auf die
Richtlinien der Regierungspolitik Bezug, womit die Übereinstimmung
der Vorlage mit den Legislaturzielen des Regierungsrates gewährleistet
ist.

G. Finanzielle Auswirkungen

Die Belastung im Bereich der Aussenbeziehungen ist schwankend
und im Voraus nur schwer abzuschätzen. Der entsprechende Aufwand
fällt sodann je nach Sachbereich in den zuständigen Direktionen an.
Zusätzlichen Aufwand bringen das Verfassen von Begründungen zu Er-
klärungen (vgl. Ziff. C.I), die Bearbeitung von allgemeinen Anregungen
im Rahmen von Postulaten (vgl. Ziff. C.II), die Vorbereitung von und
Teilnahme an Kommissionssitzungen zu Konsultationen (vgl. Ziff. C.III)
sowie die Aufbereitung und Weitergabe von Informationen (vgl. Ziff.
B.II.4) mit sich. Der Aufwand ist im Rahmen der vorhandenen Mittel zu
bewältigen.

Im Verlauf der weiteren Arbeiten ist zu prüfen, wie weit die Aufbe-
reitung und Weitergabe von Informationen zu den Aussenbeziehungen
im Rahmen des Koordinationsgremiums für Aussenbeziehungen
(KAB, § 74 VOG RR) erfolgen kann und wie weit die entsprechenden
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Arbeiten in der jeweils zuständigen Direktion zu erbringen sind. Dabei
ist insbesondere zu prüfen, in welchem Umfang die im KAB erarbeite-
te elektronische Aufbereitung und Bewirtschaftung von Informationen
über die Aussenbeziehungen des Kantons zuhanden der Mitglieder des
Regierungsrates genutzt und erweitert werden können.

H. Weiteres Vorgehen

Das vorliegende Konzept wurde mit dem Leiter des KAB bespro-
chen und der wesentliche Inhalt im Gremium vorgestellt. Nach Verab-
schiedung des Konzepts soll die Direktion der Justiz und des Innern
unter Mitarbeit der Staatskanzlei im 2. Semester 2009 einen Gesetzes-
entwurf erarbeiten.

Der nach durchgeführter Vernehmlassung überarbeitete Gesetzes-
entwurf würde bei grundsätzlicher Akzeptanz der Vorlage in der Ver-
nehmlassung voraussichtlich 2010 vom Regierungsrat an den Kantons-
rat verabschiedet werden.

Auf Antrag der Direktion der Justiz und des Innern

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Die Direktion der Justiz und des Innern wird beauftragt, dem
 Regierungsrat unter Mitarbeit der Staatskanzlei einen Entwurf zur Teil-
revision des Kantonsratsgesetzes zum verstärkten Einbezug des Kan-
tonsrates im Bereich der Aussenbeziehungen in Ergänzung zur Vorlage
4319 im Sinne der Erwägungen zu unterbreiten.

II. Mitteilung an die Direktion der Justiz und des Innern und die
Staatskanzlei.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


